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1 O. Jun, 1984 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Meldegesetz 1972 
geändert wird (Meldegesetz-Novelle 1984) 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich, zum Entwurf eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Meldegesetz 1972 geändert wird (Melde­
gesetz 1984), wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu § 3: 
Nach dem Entwurf soll das bisher durch die Fertigung des 
Meldezettels bekundete Einverständnis des Unterkunftgebers 
(§ 7 Abs. 5) entfallen. Dies erscheint, da aus einer Anmel­
dung in der Praxis Rechtsfolgen abzuleiten, etwa die Berech­
tigung zum Betreten der, Unterkunft bei Abwesenheit des Unter­
kunftgebers , nicht wirksam ausschließbar ist, unbefriedigend. 
Es wird daher angeregt, das Verlangen nach Vorlage von Ur­
kunden, aus denen die Personaldaten ~es Unterkunftnehmers 
hervorgehen, um einen Nachweis der Berechtigung zur Unter­
kunftnahme zu ergänzen. 

Zu § 11a: 
Aus der dort vorgesehenen Übermittlung von Meldedaten für 
Zwecke der Strafrechtspflege geht nicht eindeutig hervor, 
daß damit auch den zur Vollziehung des Verwaltungsstraf­
rechtes berufenen Behörden ein Zugang zu den beim Bundes­
ministerium für Inneres evident gehaltenen Meldedaten er-
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öffnet wird. Sollte dies jedoch nicht vorgesehen sein, so 
erscheint fU eine solche Beschränkung eine sachliche Recht-
fertigung ht ersichtlich. 

Zu § 11b: 
Die mit die er Bestimmung normierte generelle Ubermittlungs­
ermächtigun erscheint im Hinblick auf § 1 Abs. 1 des Daten­
schutzgeset es bedenklich. Weiters erscheint die Veröffent­
lichung ein eIner Meldedaten - wenn auch nur solcher geringeren 
Sensibilitä sgrades - von § 1 Abs. 2 des Datenschutzgesetzes 
nicht gedec t und wird angeregt, dieses Vorhaben auch aus der 
Sicht der K stenkomponente zu überlegen. 

Diese Best 

reicht wer 
auch Aus 
eine Ausk 
dies entsp 

ist vom Inhalt her undeutlich~ 

r vorgesehenen Formulierung, wie-auch bisher, er­
en soll, daß Organen der Gebietskörperschaften 
ft über Meldedaten zu erteilen ist, bei welchen 
ftssperre im Sinne des Abs. 2 besteht, so wäre 
echend, etwa mit der Formulierung It ••• auch über 

Meldedaten, bei welchen eine Auskunftssperre besteht ••• " er­
sichtlich zu machen. 

Sollte je och beabsichtigt sein, den Umfang der Meldeauskunft 
generell u erweitern, so erscheint im Hinblick auf § 7 Abs. 1 

chutzgesetzes eine Beschränkung der Auskunftspflicht 
jeweils a f den Umfang, in welchem Kenntnis der Meldedaten 
für die V llziehung der konkreten gesetzlich übertragenen Auf­
gabe nöti ist, angebracht. 
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Zur Beilage A: 
Im Meldezettel ist nicht vorgesehen, daß die meldepflichtige 
Person ihren Beruf anzugeben hat •. Damit wird den Gemeinden 
die Bildung der nach dem Geschworenen- und Schöffenlisten­
gesetz zu erstellenden Urlisten erheblich erschwert. 

Weiters erschwert der Umstand, daß nunmehr der ordentliche 
Wohnsitz nicht mehr anzugeben ist, aus dem Grunde, daß jeder 
Wahl- und Stimmberechtigte nur einmal in den Wählerevidenzen 
eingetragen sein darf, die Vollziehung des Wählerevidenzge­
setzes. Bisher haben diese Angaben des Meldepflichtigen zu­
mindest eine Grundlage für die Aufnahme in die Wählerevidenz 
und somit zur Beurteilung des ordentlichen Wohnsitzes im 
Sinne dieses Gesetzes dargestellt. Die nunmehr darüber anzu­
stellenden Erhebungen führen zu einer Erhöhung des Verwaltungs­
aufwandes. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen 
dieser Stellungnahme übermittelt. 

NÖ Landesregierung 
Ludwlg 
Landeshauptmann 
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LAD-VD-46031 3 
1. An das Pr·sidium des Nationalrates (25-fach ) 
2. an alle v m Lande NiederBsterreich entsendeten Mitglieder 

des Bunde rates 
3. an alle ter der Landesregierungen 

(zu Hand n des Herrn Landesamtsdirekt-ors) 
4. an die V rbindungsstelle der Bundesländer 

zur gefälli en Kenntnisnahme 

Für tigkeit 

der Ausfer 

/)i~ 

NÖ Landesregierung 
Ludwig 
-Landeshauptmann 
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